
 

Stand nach den Beschlüssen der Kammerversammlung 2023 

Beitragsordnung 
 

der Rechtsanwaltskammer 

für den Bezirk des Oberlandesgerichts München 
 
 

 

 

 

Der Kammerbeitrag ist ein Jahresbeitrag und wird wie folgt 

festgesetzt: 

1. Der Kammerbeitrag für Kammermitglieder, die 

natürliche Personen sind, beträgt EUR 340,–, für 

Kammermitglieder, die keine natürlichen Personen sind, 

EUR 445,–. Für nichtanwaltliche Pflichtmitglieder im 

Sinne von § 60 Abs. 2 Nr. 3 BRAO beträgt der Kammer-

beitrag EUR 220,-. 

2. Für Kammermitglieder, die natürliche Personen sind, 

ermäßigt sich der Kammerbeitrag für das Kalenderjahr 

der Erstzulassung und die zwei darauf folgenden 

Kalenderjahre auf EUR 260,-. Für Kammermitglieder, 

deren Erwerbstätigkeit aufgrund der Geburt eines 

Kindes in nicht unerheblicher Weise eingeschränkt ist, 

ermäßigt sich der Kammerbeitrag auf Antrag auf EUR 

197,-; die Ermäßigung wird längstens für drei Jahre ab 

Geburt gewährt. 

3. Für Kammermitglieder, die natürliche Personen sind, 

der Kammer seit mindestens 10 Jahren angehören und 

vor Beginn des Geschäftsjahres das 70. Lebensjahr voll-

endet haben, beträgt der Kammerbeitrag EUR 260,–. 

Für Kammermitglieder, die voll erwerbsgemindert sind 

(§ 43 Abs. 2 Sätze 2 und 3 SGB VI), beträgt der 

Kammerbeitrag auf Antrag EUR 113,–, bei teilweiser 

Erwerbsminderung (§ 43 Abs. 1 Satz 2 SGB VI) auf 

Antrag EUR 260,–. 

4. Kammermitglieder, deren Mitgliedschaft während des 

Kalenderjahres beginnt oder endet, entrichten für jeden 

angefangenen Monat ihrer Zugehörigkeit zur Kammer 

1/12 des festgesetzten Kammerbeitrags. Teilbeträge 

werden auf volle Euro-Beträge aufgerundet. Beim 

Zusammentreffen mehrerer Ermäßigungstatbestände 

gilt nur der jeweils niedrigere Kammerbeitrag. Entsteht 

während des Kalenderjahres die Voraussetzung für 

einen Ermäßigungstatbestand, ist der Kammerbeitrag 

für den laufenden und die verbleibenden Monate unter 

Berücksichtigung des Ermäßigungstatbestandes neu 

festzusetzen; entfällt während des Kalenderjahres die 

Voraussetzung für einen Ermäßigungstatbestand, ist 

der Kammerbeitrag für die verbleibenden vollen 

Monate ohne Berücksichtigung des Ermäßigungs-

tatbestandes neu festzusetzen. 

5. Der Kammerbeitrag ist am 1. März jedes Jahres zur 

Zahlung fällig. Teilbeträge nach Ziffer 4 sind einen 

Monat nach Rechnungsstellung fällig. Ein Erlass oder 

teilweiser Erlass des Kammerbeitrags ist nicht möglich. 

Der Schatzmeister ist jedoch ermächtigt, in besonderen 

Fällen auf Antrag Stundung zu gewähren. 

6. Der Schatzmeister ist verpflichtet, rückständige 

Kammerbeiträge zwangsweise beizutreiben, wenn 

diese einen Monat nach Fälligkeit zweimal mit 

Monatsabstand fruchtlos angemahnt worden sind. Für 

die zweite Mahnung sind Mahnkosten von EUR 10,– zu 

erheben. 

7. Anträge auf Ermäßigung des Kammerbeitrags können 

für das vorangegangene Geschäftsjahr bis längstens 

März des darauffolgenden Geschäftsjahres gestellt 

werden. 

8. Die von der Kammerversammlung 2023 beschlossenen 

Änderungen der Beitragsordnung treten am 01. Januar 

2024 in Kraft. 

 

 

 

 

 

 


